
Auszug aus dem Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 

§ 42 Zoos 
 
(1) Zoos sind dauerhafte Einrichtungen, in denen lebende Tiere wild le-
bender Arten zwecks Zurschaustellung während eines Zeitraumes von 
mindestens sieben Tagen im Jahr gehalten werden. Nicht als Zoo gelten 
1. Zirkusse, 
2. Tierhandlungen und 
3. Gehege zur Haltung von nicht mehr als fünf Arten von Schalenwild, 
das im Bundesjagdgesetz aufgeführt ist, oder Einrichtungen, in denen 
nicht mehr als 20 Tiere anderer wild lebender Arten gehalten werden. 
(2) Die Errichtung, Erweiterung, wesentliche Änderung und der Betrieb ei-
nes Zoos bedürfen der Genehmigung. Die Genehmigung bezieht sich auf 
eine bestimmte Anlage, bestimmte Betreiber, auf eine bestimmte Anzahl 
an Individuen einer jeden Tierart sowie auf eine bestimmte Betriebsart. 
(3) Zoos sind so zu errichten und zu betreiben, dass 
1. bei der Haltung der Tiere den biologischen und den Erhaltungsbedürf-
nissen der jeweiligen Art Rechnung getragen wird, insbesondere die je-
weiligen Gehege nach Lage, Größe und Gestaltung und innerer Einrich-
tung art- und -tiergerecht ausgestaltet sind, 
2. die Pflege der Tiere auf der Grundlage eines dem Stand der guten ve-
terinärmedizinischen Praxis entsprechenden schriftlichen Programms zur 
tiermedizinischen Vorbeugung und Behandlung sowie zur Ernährung er-
folgt, 
3. dem Eindringen von Schadorganismen sowie dem Entweichen der 
Tiere vorgebeugt wird, 
4. die Vorschriften des Tier- und Artenschutzes beachtet werden, 
5. ein Register über den Tierbestand des Zoos in einer den verzeichneten 
Arten jeweils angemessenen Form geführt und stets auf dem neuesten 
Stand gehalten wird, 
6. die Aufklärung und das Bewusstsein der Öffentlichkeit in Bezug auf 
den Erhalt der biologischen Vielfalt gefördert wird, insbesondere durch In-
formationen über die zur Schau gestellten Arten und ihre natürlichen Bio-
tope, 
7. sich der Zoo beteiligt an 
a. Forschungen, die zur Erhaltung der Arten beitragen, einschließlich des 
Austausches von Informationen über die Arterhaltung, oder 
b. der Aufzucht in Gefangenschaft, der Bestandserneuerung und der 
Wiederansiedlung von Arten in ihren Biotopen oder 
c. der Ausbildung in erhaltungsspezifischen Kenntnissen und Fähigkei-
ten. 
(4) Die Genehmigung nach Absatz 2 ist zu erteilen, wenn 
1. sichergestellt ist, dass die Pflichten nach Absatz 3 erfüllt werden, 
2. die nach diesem Kapitel erforderlichen Nachweise vorliegen, 
3. keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen die Zu-
verlässigkeit des Betreibers sowie der für die Leitung des Zoos verant-
wortlichen Personen ergeben sowie 
4. andere öffentlich-rechtliche Vorschriften der Errichtung und dem Be-
trieb des Zoos nicht entgegenstehen. 
Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden; ins-
besondere kann eine Sicherheitsleistung für die ordnungsgemäße Auflö-
sung des Zoos und die Wiederherstellung des früheren Zustands verlangt 
werden. 
(5) Die Länder können vorsehen, dass die in Absatz 2 Satz 1 vorgese-
hene Genehmigung die Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2a 
und 3 Buchstabe d des Tierschutzgesetzes einschließt. 
(6) Die zuständige Behörde hat die Einhaltung der sich aus den Absätzen 
3 und 4 ergebenden Anforderungen unter anderem durch regelmäßige 
Prüfungen und Besichtigungen zu überwachen. § 52 gilt entsprechend. 
(7) Wird ein Zoo ohne die erforderliche Genehmigung oder im Wider-
spruch zu den sich aus den Absätzen 3 und 4 ergebenden Anforderun-
gen errichtet, erweitert, wesentlich geändert oder betrieben, so kann die 
zuständige Behörde die erforderlichen Anordnungen treffen, um die Ein-
haltung der Anforderungen innerhalb einer angemessenen Frist sicherzu-
stellen. Sie kann dabei auch bestimmen, den Zoo ganz oder teilweise für 
die Öffentlichkeit zu schließen. Ändern sich die Anforderungen an die 
Haltung von Tieren in Zoos entsprechend dem Stand der Wissenschaft, 
soll die zuständige Behörde nachträgliche Anordnungen erlassen, wenn 

den geänderten Anforderungen nicht auf andere Weise nachgekommen 
wird. 
(8) Soweit der Betreiber Anordnungen nach Absatz 7 nicht nachkommt, 
ist der Zoo innerhalb eines Zeitraums von höchstens zwei Jahren nach 
deren Erlass ganz oder teilweise zu schließen und die Genehmigung 
ganz oder teilweise zu widerrufen. Durch Anordnung ist sicherzustellen, 
dass die von der Schließung betroffenen Tiere angemessen und im Ein-
klang mit dem Zweck und den Bestimmungen der Richtlinie 1999/22/EG 
des Rates vom 29. März 1999 über die Haltung von Wildtieren in Zoos 
(ABl. L 94 vom 9.4.1999, S. 24) auf Kosten des Betreibers art- und tierge-
recht behandelt und untergebracht werden. Eine Beseitigung der Tiere ist 
nur in Übereinstimmung mit den arten- und tierschutzrechtlichen Bestim-
mungen zulässig, wenn keine andere zumutbare Alternative für die Unter-
bringung der Tiere besteht. 
 

§ 43 Tiergehege 
 
(1) Tiergehege sind dauerhafte Einrichtungen, in denen Tiere wild leben-
der Arten außerhalb von Wohn- und Geschäftsgebäuden während eines 
Zeitraums von mindestens sieben Tagen im Jahr gehalten werden und 
die kein Zoo im Sinne des § 42 Absatz 1 sind. 
(2) Tiergehege sind so zu errichten und zu betreiben, dass 
1. die sich aus § 42 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 ergebenden Anforderun-
gen eingehalten werden, 
2. weder der Naturhaushalt noch das Landschaftsbild beeinträchtigt wer-
den und 
3. das Betreten von Wald und Flur sowie der Zugang zu Gewässern nicht 
in unangemessener Weise eingeschränkt wird. 
(3) Die Errichtung, Erweiterung, wesentliche Änderung und der Betrieb ei-
nes Tiergeheges sind der zuständigen Behörde mindestens einen Monat 
im Voraus anzuzeigen. Diese kann die erforderlichen Anordnungen tref-
fen, um die Einhaltung der sich aus Absatz 2 ergebenden Anforderungen 
sicherzustellen. Sie kann die Beseitigung eines Tiergeheges anordnen, 
wenn nicht auf andere Weise rechtmäßige Zustände hergestellt werden 
können. In diesem Fall gilt § 42 Absatz 8 Satz 2 und 3 entsprechend. 
(4) Die Länder können bestimmen, dass die Anforderungen nach Absatz 
2 nicht gelten für Gehege, 
1. die unter staatlicher Aufsicht stehen, 
2. die nur für kurze Zeit aufgestellt werden oder eine geringe Fläche be-
anspruchen oder 
3. in denen nur eine geringe Anzahl an Tieren oder Tiere mit geringen 
Anforderungen an ihre Haltung gehalten werden. 
(5) Weiter gehende Vorschriften der Länder bleiben unberührt. 

 
§§ 44 bis 51 weggelassen 

 
§ 52 Auskunfts- und Zutrittsrecht 

 
(1) Natürliche und juristische Personen sowie nicht rechtsfähige Perso-
nenvereinigungen haben den für Naturschutz und Landschaftspflege zu-
ständigen oder den gemäß § 48a zuständigen Behörden oder nach § 49 
oder § 51a mitwirkenden Behörden auf Verlangen die Auskünfte zu ertei-
len, die zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen Gemein-
schaft, dieses Kapitels oder der zu ihrer Durchführung erlassenen 
Rechtsvorschriften erforderlich sind. 
(2) Personen, die von den in Absatz 1 genannten Behörden beauftragt 
sind, dürfen, soweit dies erforderlich ist, im Rahmen des Absatzes 1 be-
trieblich oder geschäftlich genutzte Grundstücke, Gebäude, Räume, See-
anlagen, Schiffe und Transportmittel der zur Auskunft verpflichteten Per-
son während der Geschäfts- und Betriebszeiten betreten und die 
Behältnisse sowie die geschäftlichen Unterlagen einsehen. Die zur Aus-
kunft verpflichtete Person hat, soweit erforderlich, die beauftragten Perso-
nen dabei zu unterstützen sowie die geschäftlichen Unterlagen auf Ver-
langen vorzulegen. 
(3) Für die zur Auskunft verpflichtete Person gilt § 55 der Strafprozess-
ordnung entsprechend. 
 

§§ 53 bis 62 weggelassen 



§ 63 Mitwirkungsrechte 
 

(1) weggelassen 
(2) Einer nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes von einem Land 
anerkannten Naturschutzvereinigung, die nach ihrer Satzung landesweit 
tätig ist, ist Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Einsicht in die ein-
schlägigen Sachverständigengutachten zu geben 
1. bei der Vorbereitung von Verordnungen und anderen im Rang unter 

dem Gesetz stehenden Rechtsvorschriften der für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Behörden der Länder, 

2.  bei der Vorbereitung von Programmen und Plänen im Sinne der §§ 
10 und 11, 

3. bei der Vorbereitung von Plänen im Sinne des § 36 Satz 1 Nummer 
2, 

4. bei der Vorbereitung von Programmen staatlicher und sonstiger öf-
fentlicher Stellen zur Wiederansiedlung von Tieren und Pflanzen ver-
drängter wild lebender Arten in der freien Natur 

4 a. vor der Erteilung einer Genehmigung für die Errichtung, die Erweite-
rung, eine wesentliche Änderung oder den Betrieb eines Zoos nach § 
42 Absatz 2 Satz 1 

4 b. vor der Zulassung einer Ausnahme nach § 45 Absatz 7 Satz 1 durch 
Rechtsverordnung oder durch Allgemeinverfügung, 

5. vor der Erteilung von Befreiungen von Geboten und Verboten zum 
Schutz von Gebieten im Sinne des § 32 Absatz 2, Natura 2000-Ge-
bieten, Naturschutzgebieten, Nationalparken, Nationalen Naturmonu-
menten und Biosphärenreservaten sowie von Abweichentscheidun-
gen nach § 34 Absatz 3 bis 5, auch in Verbindung mit § 36 Satz 1 
Nummer 2, auch wenn diese durch eine andere Entscheidung einge-
schlossen oder ersetzt werden, 

6. in Planfeststellungsverfahren, wenn es sich um Vorhaben im Gebiet 
des anerkennenden Landes handelt, die mit Eingriffen in Natur und 
Landschaft verbunden sind, 

7. bei Planfeststellungsverfahren, die an Stelle einer Planfeststellung im 
Sinne der Nummer 6 treten, wenn eine Öffentlichkeitsbeteiligung vor-
gesehen ist, 

8. in weiteren Verfahren zur Ausübung von landesrechtlichen Vorschrif-
ten, wenn das Landesrecht dies vorsieht, 

soweit sie durch das Vorhaben in ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbe-
reich berührt wird. 
(3) § 28 Absatz 2 Nummer 1 und 2, Absatz 3 und § 29 Absatz 2 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes gelten entsprechend. Eine in anderen 
Rechtsvorschriften des Bundes oder der Länder vorgeschriebene inhalts-
gleiche oder weiter gehende Form der Mitwirkung bleibt unberührt. 
(4) Die Länder können bestimmen, dass in Fällen, in denen Auswirkun-
gen auf Natur und Landschaft nicht oder nur in geringfügigen Umfang zu 
erwarten sind, von einer Mitwirkung abgesehen werden kann. 

 
§§ 64 bis 66 weggelassen 

 
§ 67 Befreiungen 

 
(1) Von den Geboten und Verboten dieses Gesetzes, in einer Rechtsver-
ordnung auf Grund des § 57 sowie nach dem Naturschutzrecht der Län-
der kann auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn  
1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, ein-

schließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist o-
der 

2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutba-
ren Belastung führen würde und die Abweichung mit den Belangen 
von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist. 

Im Rahmen des Kapitels 5 gilt Satz 1 nur für die §§ 39 und 40, 42 und 43. 
(2) Von den Verboten des § 33 Absatz 1 Satz 1 und des § 44 sowie von 
Geboten und Verboten im Sinne des § 32 Absatz 3 kann auf Antrag Be-
freiung gewährt werden, wenn die Durchführung der Vorschriften im Ein-
zelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde. Im Fall des Ver-
bringens von Tieren oder Pflanzen aus dem Ausland wird die Befreiung 
vom Bundesamt für Naturschutz gewährt. 
(3) Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. § 15 
Absatz 1 bis 4 und Absatz 6 sowie § 17 Absatz 5 und 7 finden auch dann 
Anwendung, wenn kein Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 
14 vorliegt. 
 

§ 68 weggelassen 
 

§ 69 Bußgeldvorschriften 

(1) und (2) weggelassen 
(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

Nr. 1 bis 17a. weggelassen 
18.  ohne Genehmigung nach § 42 Absatz 2 Satz 1 einen Zoo errichtet, 

erweitert, wesentlich ändert oder betreibt, 
19. entgegen § 43 Absatz 3 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 
Nr.20 bis 23 weggelassen 

24. entgegen § 52 Absatz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erteilt, 

25. entgegen § 52 Absatz 2 Satz 2 eine beauftragte Person nicht unter-
stützt oder eine geschäftliche Unterlage nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

Nr. 26 bis 27 weggelassen 
(4) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EG) Nr. 338/97 
des Rates vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von Exemplaren wild-
lebender Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels (ABl. 
L 61 vom 3.3.1997, S. 1, L 100 vom 17.4.1997, S. 72, L 298 vom 
1.11.1997, S. 70, L 113 vom 27.4.2006, S. 26), die zuletzt durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 318/2008 (ABl. L 95 vom 8.4.2008, S. 3) geändert wor-
den ist, verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen Artikel 4 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 oder Artikel 

5 Absatz 1 oder Absatz 4 Satz 1 eine Einfuhrgenehmigung, eine 
Ausfuhrgenehmigung oder eine Wiederausfuhrbescheinigung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

2. entgegen Artikel 4 Absatz 3 Halbsatz 1 oder Absatz 4 eine Einfuhr-
meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
vorlegt, 

3. entgegen Artikel 8 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 5, ein 
Exemplar einer dort genannten Art kauft, zum Kauf anbietet, zu kom-
merziellen Zwecken erwirbt, zur Schau stellt oder verwendet oder ein 
Exemplar verkauft oder zu Verkaufszwecken vorrätig hält, anbietet o-
der befördert oder 

4. einer vollziehbaren Auflage nach Artikel 11 Absatz 3 Satz 1 zuwider-
handelt. 

Abs. 5 und 6 weggelassen 
(7) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen der Absätze 1 und 2, des 
Absatzes 3 Nummer 1 bis 6, 17a, 18, 21, 26 und 27 Buchstabe b, des 
Absatzes 4 Nummer 1 und 3 und der Absätze 5 und 6 mit einer Geldbuße 
bis zu fünfzigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis 
zu zehntausend Euro geahndet werden. 
(8) Die Länder können gesetzlich bestimmen, dass weitere rechtswidrige 
und vorwerfbare Handlungen, die gegen Vorschriften dieses Gesetzes o-
der Rechtsvorschriften verstoßen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas-
sen worden sind oder fortgelten, als Ordnungswidrigkeiten geahndet wer-
den können. 

§ 70 weggelassen 
 

§ 71 Strafvorschriften 
 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer eine in 
1. § 69 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 2, 3 oder Nummer 4 

Buchstabe a, 
2. § 69 Abs. 2 Nummer 1 Buchstabe b oder Nummer 4 Buchstabe b o-

der 
3. § 69 Absatz 3 Nummer 21, Absatz 4 Nummer 1 oder Absatz 5 
bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht, die sich auf ein Tier oder eine 
Pflanze einer streng geschützten Art bezieht. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer entgegen Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von 
Exemplaren wildlebender Tier- oder Pflanzenarten durch Überwachung 
des Handels (ABl. L 61 vom 3.3.1997, S. 1), die zuletzt durch die Verord-
nung (EG) Nr. 398//2009 (ABl. L 126 vom 21.5.2009, S. 5) geändert wor-
den ist, ein Exemplar einer in Anhang A genannten Art 
1. verkauft, kauft, zum Verkauf oder Kauf anbietet oder zu Verkaufs-

zwecken vorrätig hält oder befördert oder 
2. zu kommerziellen Zwecken erwirbt, zur Schau stellt oder verwendet. 
(3) Wer in den Fällen der Absätze 1 und 2 die Tat gewerbs- oder ge-
wohnheitsmäßig begeht, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. 
(4) Erkennt der Täter in den Fällen der Absätze 1 oder 2 fahrlässig nicht, 
dass sich die Handlung auf ein Tier oder eine Pflanze einer dort genann-
ten Art bezieht, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe 

 


